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Die Piratenangriffe auf Schiffe haben sich verdoppelt, die Pira-
ten sind besser ausgestattet, haben schwerere Waffen und agieren 
in einem zehnmal so großen Gebiet: Das sind die Erfolge von 
fünf Jahren militärischer Bekämpfung der Piraterie am Horn von 
Afrika.1 Dennoch zeichnet sich keine Abkehr von dieser Strategie 
ab, im Gegenteil: Die EU-Mission EUNAVFOR Atalanta - eine 
der zahlreichen Marinemissionen vor Somalia - geht seit 2008 mit 
Kriegsschiffen gegen die Piraterie vor. Ihr Mandat wurde immer 
wieder verlängert, das Einsatzgebiet ausgeweitet. Mit dem neuesten 
Mandat, das der Bundestag am 10. Mai 2012 beschloss, sollen die 
Einheiten der Atalanta auch am somalischen Festland gegen Pira-
ten vorgehen. Zukünftig soll ihre Infrastruktur an Land von Hub-
schraubern und Kriegsschiffen aus beschossen und zerstört werden.

Kaum war das neue Mandat verabschiedet, meldete Atalanta 
„Erfolg“: Am 15.Mai sei eine Piratenbasis in der Nähe der Ort-
schaft Haradhere von einem Hubschrauber aus beschossen 
worden. Schiffe und andere Ausrüstung der Piraten seien zerstört 
worden, Menschen seien nicht zu Schaden gekommen. Man 
wollte damit wohl zeigen, dass die Bedenken der Kritiker des 
neuen Mandats unbegründet seien.

Die Kritiker beziehen sich vor allem auf praktische Probleme 
der Umsetzung des Mandats und eine Reihe ungeklärter Fragen. 
Eine Piratenbasis ist von einem Ort, an dem sich Fischer aufhal-
ten, nicht eindeutig zu unterscheiden. Zudem muss davon aus-
gegangen werden, dass die Piraten auf die Gefahr von Angriffen 
an Land zu reagieren wissen. Im Mandat ist das Vorgehen gegen 
die Infrastruktur der Piraten nur bis zu zwei Kilometer ins Lande-
sinnere erlaubt, die Piraten können ihrer Ausrüstung hinter diese 
Linie verlagern. Es muss zudem befürchtet werden, dass sie die 
Nähe von Ortschaften suchen und somit provozieren, dass Men-
schen bei Angriffen durch Atalanta zu Schaden kommen oder 
getötet werden. Dadurch wird die Unterstützung der lokalen 
Bevölkerung für die Piraten und den Widerstand gegen ausländi-
sche Truppen eher wachsen, vor allem wenn es zum Einsatz von 
Bodentruppen kommen sollte. Auch wenn dies im derzeitigen 
Mandat ausgeschlossen ist, so müssen Bodentruppen eingesetzt 
werden, für den Fall, dass Hubschrauber abgeschossen werden 
und deren Besatzung gerettet oder geborgen werden muss. Ange-
sichts der Aufrüstung der Piraten in den letzten Jahren, ist ein 
solches Szenario keinesfalls ausgeschlossen.

Inwieweit Atalanta die neuen Befugnisse umfangreich nutzen 
wird, ist ungewiss, zumal sich die Frage stellt, welche Einheiten 
zu einem solchen Vorgehen überhaupt in der Lage sein werden. 
Der Einsatzgruppenversorger „Berlin“, der vor einigen Monaten 
die Fregatte „Lübeck“ ablöste, ist einer der wenigen im Einsatz 
vor Somalia, der Hubschrauber an Bord hat.2

Die Erweiterung ist dennoch von großer Bedeutung, zeigt sie 
doch, dass die EU - in Zusammenarbeit mit der NATO und den 
USA - bestrebt ist, unterschiedliche Instrumente einzusetzen, die 
dazu geeignet sind, den Konflikt in Somalia und weit darüber 
hinaus zu eskalieren und die Region um das Horn von Afrika 
weiter zu militarisieren.

Derzeit sind drei (zivil-)militärische Missionen in die Region ent-
sandt, die direkt oder indirekt die Piraterie bekämpfen sollen. Die 
jüngste Mission (EUCAP NESTOR) wurde Ende 2011 beschlos-

sen. Die Mission besteht aus verschie-
denen Komponenten: Zum einen 
sollen die Küstenwachen Dschibutis, 
Kenias, Tansanias, der Seychellen und 
der faktisch autonomen somalischen 
Regionen Somalilands, Puntlands 
und Galmudug ausgebildet und aus-
gerüstet werden. Dazu „sollen u.a. 

auch europäische ‚Trainings- und Unterstützungsteams‘ zum Ein-
satz kommen, um die Sicherheitskräfte aller beteiligten Länder 
‚bei der Arbeit‘ (training-on-the-job) und ‚vor Ort‘ (training-on-
location) auszubilden und zu unterstützen“.3 Zum anderen sollen 
die Staaten der Region dazu „befähigt“ werden, Piraten, die von 
europäischen Soldaten und Polizisten festgesetzt wurden, „selber“ 
inhaftieren und verurteilen zu können. 

Angesichts der Tatsache, dass das Piratenproblem weniger 
auf die Verarmung der somalischen Bevölkerung in Folge einer 
europäischen Fischerei- und Wirtschaftspolitik, sondern auf ein 
genuin somalisches Problem des „gescheiterten somalischen Staa-
tes“ zurückgeführt wird, bildet die EU im Rahmen der Mission 
EUTM in Uganda seit 2010 jährlich 2000 Soldaten für die soma-
lische Übergangsregierung (TFG) aus. Diese sollen dann gemein-
sam mit den Soldaten der Mission der Afrikanischen Union 
(AMISOM) - die wiederum vor allem von der EU finanziert wird 
- die TFG dazu befähigen, das Territorium und die Bevölkerung 
Somalias zu kontrollieren.

Die EU setzt somit vor allem auf repressive Mittel, das Pira-
tenproblem unter Kontrolle zu bringen, was inzwischen sogar 
in der militärnahen Zeitschrift „Europäische Sicherheit und 
Technik“ kritisiert wird.4 Die Ursachen für Piraterie - die Aus-
beutung der Fischgründe auch durch europäische Fangflotten vor 
der Küste Somalias, ein Weltwirtschaftssystem mit verheerenden 
Auswirkungen vor allem auf die Gesellschaften des Südens und 
eine „Internationale Gemeinschaft“, die mehr daran interessiert ist, 
dass Territorien kontrolliert werden, als dass es Gesellschaften gibt, 
an denen Menschen ökonomisch und politisch teilhaben können 
- werden nicht angegangen. Vielmehr wird versucht, mit militäri-
scher Gewalt eine der wichtigsten Wasserstraßen offen zu halten.

Die Anwendung verschiedener Instrumente des Krisenmanage-
ments am Horn von Afrika zeigt aber auch auf erschreckende 
Art und Weise, wie flexibel die EU bei der Anerkennung von 
Regierungen ist. Während die TFG immer dann als „legitime“ 
Vertretung der somalischen Bevölkerung herhalten muss, wenn es 
um das Abtreten von Souveränitätsrechten an die „Internationale 
Gemeinschaft“ oder auch die EU geht, werden lokale Autoritäten 
dann zu Regierungen, wenn es um die Schaffung lokaler Repres-
sionsorgane geht. So wurde von den Regierungen der autonomen 
Regionen Somaliland, Puntland und Galmudug, an deren Küsten 
sich die meisten Piratenbasen befinden, nicht die Erlaubnis ein-
geholt, sie zukünftig aus der Luft zu beschießen. Dies wurde 
lediglich mit der TFG verhandelt.5 Gleichzeitig sollen eben jenen 
autonomen Regionen eigene Küstenwachen aufgebaut werden, 
was ihre Autonomie gegenüber der TFG wiederum stärken wird.
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